
Suchergebnisse: Arbeiterschaft

2. September 1873 – Der „Sedantag“ wird als patriotischer Feiertag begangen

Deutsches Reich * Im Deutschen Kaiserreich wird am 2. September der „Sedantag“ als

patriotischer Feiertag an Stelle eines noch nicht existierenden Nationalfeiertages gefeiert. Es ist

vor allem ein Feiertag des kaisertreuen Bürgertums, des Adels sowie des Militärs, der

preußischen Beamtenschaft und der ländlichen Bevölkerung gewesen, nicht oder nur kaum einer

der Arbeiterschaft.

1874 – Gründung von „Krieger- und Veteranenvereinen“

München * Nach dem erfolgreichen Verlauf des Siebzigerkrieges und der Reichsgründung kommt

es zur Hinwendung des Bürgertums und der Arbeiterschaft zur Armee; und selbst

sozialdemokratisch geprägte Arbeiter sind stolz auf ihre aktive Dienstzeit. In der Folge kommt es

zur Gründung von militärischen Vereinen, wie der Münchner Gesellschaft der Offiziere des

Beurlaubtenstandes von 1879, aber auch einer Reihe von Krieger- und Veteranenvereinen.   

Den Dachverband für den überwiegenden Teil dieser Vereine bildet der im Jahr 1874 gegründete

Bayerische Veteranen-, Krieger- und Kampfgenossenbund, der bis zum Jahr 1899 im gesamten

Königreich Bayern 2.573 Einzelvereine mit knapp 190.000 Mitgliedern umfasst.    Die

Kriegervereine werden bei ihrer Gründung auch als ein „Bollwerk gegen die sozialdemokratischen

Umtriebe“ verstanden. Vollkommen unnötig. Denn so mancher „Fürstenfeind“, der beizeiten

durchaus lautstark und öffentlich den Umsturz verkündete, schmettert zur rechten Zeit „ein

bayerisches Soldatenlied voller martialischer Treue zum angestammten Herrscherhaus“. 

20. Juni 1874 – 25.000 Münchner beginnen den Bierboykott 

München * Zu Beginn des Sommers erreicht der Bierpreisstreit einen neuen Höhepunkt. Am

Morgen des 20. Juni beginnt ein groß angelegter Bierboykott. Nach Angaben der Zeitung

„Zeitgeist“ beteiligen sich mindestens 20.000 bis 25.000 Männer. Sie meiden alle Gaststätten, die

für einen Liter Bier mehr als acht Kreuzer verlangen.   Die Aktion zeigt rasch Wirkung: Zahlreiche

Wirte, deren Gäste überwiegend der Arbeiterschaft angehören, nehmen die Preiserhöhung

zurück. 
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1879 – Friedrich Fabri stellt die Frage nach deutschen Kolonien

Deutsches Reich * Friedrich Fabri, ein aus Franken stammender Missionsleiter,

Expansionspublizist, Kolonial- und Sozialpolitiker, veröffentlicht eine aufsehenerregende

Broschüre, in der er die Frage stellte: „Bedarf Deutschland der Kolonien?“     Fabri gilt gemeinhin

als Vater der deutschen Kolonialbewegung. Er sieht in der Überbevölkerung, der

Überproduktion und dem Kapitalüberschuss die eigentlichen Ursachen der wirtschaftlichen und

gesellschaftlichen Krisenerscheinungen des Kaiserreichs.    Friedrich Fabris

Krisentherapie besteht aus einer Exportoffensive an Waren, Kapital und Menschen. Durch eine

„gelenkte Auswanderung“ und gegebenenfalls auch der Deportation der Kräfte aus der sich

emanzipierenden sozialistischen Arbeiterschaft, die an ihren systemverändernden

Absichten festhielten, könnte auch die Soziale Frage nach Übersee exportiert werden.    Friedrich

Fabri stilisierte damit die Frage nach deutschen Kolonien zu einer deutschen

Überlebensfrage hoch. 

1883 – Das Fahrrad ist ein Luxusartikel

München * Das Fahrrad ist ein Luxusartikel. Es kostet um die fünfhundert Mark. Das „Rad fahren“

ist ein Modesport und ein Privileg wohlhabender bürgerlicher Kreise, „die darin ein Mittel sahen,

sich gegen die 'niederen Schichten' des Volkes abzusetzen“. Durch steigende Produktionszahlen

und Rationalisierung in der Herstellungstechnik sinken die Preise und das Fahrrad wurde zum

Gebrauchsgegenstand.    Obwohl „die Arbeiterschaft im Allgemeinen (...) eine ausgesprochene

Abneigung diesem neuen Verkehrsmittel gegenüber an den Tag legte - sie betrachtete das

Radfahren als einen Sport für Bourgeoisjünglinge“ - wird das Fahrrad für sie nun zum

Gebauchsgegenstand, mit dem sie den täglichen Arbeitsweg wesentlich schneller bewältigen

können.

27. Juli 1914 – Die Münchner Sozialdemokraten laden zu einer Massenkundgebung ein

München-Au * Die Münchner Sozialdemokraten haben zu einer Massenkundgebung im

Münchner-Kindl-Keller eingeladen. Als Referent für diese Veranstaltung ist der Schriftsteller Kurt

Eisner angekündigt.    Ausgerechnet für Kurt Eisner, dem späteren Kriegsgegner und

Revolutionär, ist der Krieg zu diesem Zeitpunkt eine unabänderliche Tatsache und nicht mehr zu

verhindern. „Denn niemand von uns will, dass das Kosakentum über Europa herrscht. Sagte doch

Bebel, gegen Russland würde auch er noch die Flinte auf seinen alten Buckel nehmen“. Und an

anderer Stelle meinte er: „Wir sind bereit, einen Angriff des Feindes abzuwehren und unser
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Vaterland zu schützen“.    Das bedeutet aus Eisners damaliger Sicht für die sozialdemokratisch

orientierte Arbeiterschaft: „Dann muss jeder seine Pflicht tun, nichts weiter“. Und diese Pflicht

besteht in der Verteidigung des Vaterlandes gegen den russischen Agressor.

1915 – Lena Christ's Roman „Rumplhanni“ beschreibt den Kriegsbeginn

München * Lena Christ beschreibt in ihrem im Jahr 1916 erschienenen Roman „Rumplhanni“ den

Kriegsbeginn auf dem Lande:     „[...] Kein Platz ist mehr zum Sitzen; die Bauern haben den

Herrgottswinkel und das Ofeneck ausgefüllt, und an den übrigen Tischen hocken die Jüngeren

und die Dienstigen.     Man redet vom Krieg. Und der eine meint: „Jano; s‘Belgien ham mir scho.

s‘Frankreich ham mir aa scho glei; Paris kriagn man auf d‘Woch und s‘Rußland aufn Kirta.  Bis

Allerheiling ham mir nachher an Engländer umbracht, und z‘Weihnachten sauf i mir mein

Friedensrausch o.‘ -  ‚Wenn dir der Italiener net ‘s Krüagl aus der Hand haut, deiweil!‘ meint der

Meßmer von Niklasreuth; ‚woaßt, den Schlawiner tat i scheucha!‘     Aber, was!? Den

Katzlmacha!‘ heißt‘s da; ‚den Polentafresser! Den Maronibruada möchst ferchten! Was willst

denn! Was will denn der macha! Hat Ja grad oa Loch, wo er außi kann, der Italiener!‘ -  ‚Und dees

is zuapitschiert!‘ meint der Hauser. ‚Dees ham eahm d‘Östeireicher a so verpappt, daß er a Jahr

braucht, bis er si durchefrißt!‘ Und so wird weiter disputiert und politisiert, bis Jeder voll ist und

jeder genug hat [..]“.    Und solange die militärischen Erfolge Bestand haben, kann der

sogenannte „Burgfrieden“ in der Arbeiterschaft auch weiterhin erhalten bleiben.

31. März 1917 – Bayerische SPD gegen die drohende Parteispaltung

Nürnberg * Auf ihrer Landeskonferenz&nbsp;in Nürnberg votiert die bayerische SPD gegen die

Gründung von Sonderorganisationen, um den drohenden Bruch der Partei zu verhindern.    „Wird

der Kampf in der bisherigen Weise weitergeführt, so werden sich die Kräfte der Arbeiterschaft

aufreiben, die Feinde der Arbeiterklassen werden freie Bahn bekommen und Steuern und

Industrieorganisationen, Arbeitergesetzgebungen und politische Einrichtungen ihren Wünschen

vollkommen anpassen.“&nbsp;

6. April 1917 – Gründung der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei in Gotha

Gotha * Die in Gotha bis zum 8. April stattfindende zweite Reichskonferenz der

sozialdemokratischen Opposition wird zum Gründungsparteitag der Unabhängigen

Sozialdemokratischen Partei Deutschlands - USPD.   In der neuen Partei finden sich
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Sozialdemokraten verschiedenster Couleur wieder:    Revolutionäre Marxisten wie die Gruppe

Internationale, die im Krieg die prognostizierte Krise des Kapitalismus sieht und auf revolutionäre

Aktionen drängt;  pazifistisch gesinnte Sozialdemokraten, die im Weltkrieg einen Angriffskrieg

Deutschlands sehen und sich diesem aus ethischen und moralischen Gründen verweigern; 

daneben Revisionisten,  aber auch führende Vertreter des marxistischen Zentrums.     Die USPD

ist also keine straffe, einige revolutionäre Linkspartei. Sie zeigt sich nur einig in dem

gemeinsamen Ziel: Die Beendigung des Krieges ohne Annexionen. Sie steht demzufolge für die

Gegnerschaft zum Krieg, in dem sie längst keinen Verteidigungskrieg, sondern einen

imperialistischen Eroberungskrieg sieht.  Die USPD ist also in erster Linie der Block der

sozialdemokratischen Gegner des Burgfriedens, der gegen die Kriegskredite ist. Sonst herrschen

innerhalb der USPD in der Beurteilung der Arbeiterbewegung und ihrer Taktik große

Meinungsverschiedenheiten.   Zu Vorsitzenden der neuen Partei werden Wilhelm Dittmann und

Hugo Haase gewählt.  Auch Kurt Eisner ist in Gotha anwesend, obwohl er immer gegen die

Spaltung der Partei war. Die Unzufriedenheit mit der SPD hat auch in Bayern zugenommen.  Für

die SPD sind die USPD-ler „Vaterlandsverräter“, für die USPD sind die SPD-ler „Verräter am

Sozialismus und an der Arbeiterschaft“. 

16. Januar 1918 – Die Wiener Streikbewegung weitet sich aus

Wien - Österreich-Ungarn * Die Belegschaften der Wiener Rüstungsbetriebe verweigern die

Arbeit. Ausgehend von den Floridsdorfer Fiat-Werken greift die Bewegung auf 120 Wiener

Betriebe über und erfasst danach die steirische, schließlich die ungarische Arbeiterschaft. 

28. Januar 1918 – Noch keine Streikfront in München

München * Kurt Eisner und seiner USPD gelingt es aufgrund der fehlenden Kontakte zu den

Rüstungsarbeitern noch nicht, die Münchner Arbeiterschaft auf die Straße zu bringen. Erst am 31.

Januar 1918 treten die Rüstungsarbeiter in den Streik ein. 

28. Januar 1918 – Kurt Eisner kann vor den Krupp-Arbeitern sprechen

München-Schwabing * In der Schwabinger Brauerei findet am Abend eine von der MSPD und der

Gewerkschaften einberufene Veranstaltung zum Thema „Die Übergangswirtschaft vom Krieg zum

Frieden“ statt. Sie wird von etwa 800 Personen besucht. Hauptredner ist der stellvertretende

Landesvorsitzende Franz Schmitt. Der Vortrag endet mit der Warnung, sich - in Hinblick auf die
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Berliner Streikmaßnahmen - zu keinen unüberlegten Handlungen hinreißen zu lassen, nachdem

die Friedensverhandlungen von Brest-Litowsk ins Stocken geraten sind.  Die Veranstalter wollen

Kurt Eisner nicht zu Wort kommen lassen. Doch nach einer „heftigen Geschäftsordnungsdebatte“

und gegen den erbitterten Willen des Veranstaltungsleiters und Gewerkschaftsfunktionärs Joseph

Kurt kann Kurt Eisner das Rederecht erringen und das neue Thema „Die gegenwärtige Krisis und

ihre Lösung durch den Massenstreik“ auf die Tagesordnung setzen. Immer wenn Eisner den

Streik nur erwähnt, „jubelt alles“.  Noch bevor über die Teilnahme der Krupparbeiter am Streik

abgestimmt werden kann, gelingt es den Vertretern der MSPD und der Gewerkschaften, die

Versammlung wegen Überschreiten der Polizeistunde aufzulösen.  In seinem

Gefängnistagebuch urteilt Kurt Eisner später über die den Streik ablehnenden

Mehrheitssozialdemokraten, indem er sie als eine „Camorra“ bezeichnet, „die vor keinem Mittel

zurückschreckt, um sich selbst in ihrer verworfenen Stellung zu behaupten“ und stellt sie als eine

„lächerliche Karikatur des preußischen Kasernenstaates“ dar. Konkret wirft er der bayerischen

SPD-Parteiführung eine „riesige unpolitische, ohnmächtige, öde, geistlose und verlogene

Vereinsmeierei“ vor. 

28. Januar 1918 – Hunderttausend Arbeiter treten in Berlin in den Streik

Berlin * Am ersten Tag des Ausstands folgen rund 100.000 Berliner Arbeiterinnen und Arbeiter

dem Aufruf der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei - USPD zum Streik. Das Motto heißt:

„Frieden und Brot!“. Ihre Hauptforderungen lauten:       Den sofortigen allgemeinen Frieden ohne

Annexion und Kontributionen,   das vollständige Presse- und Koalitionsrecht, sowie

Versammlungsfreiheit,   die Aufhebung des Belagerungszustandes,   die Entmilitarisierung der

Betriebe und Aufhebung des Hilfsdienstgesetzes,   die Freilassung und Aufhebung des

Zuchthausurteils gegen Karl Liebknecht, sowie die Freilassung sämtlicher politischen

Gefangenen und Verurteilten.      Für Deutschland fordern die von den Streikenden gebildeten

Berliner Arbeiterräte eine „durchgreifende Demokratisierung der gesamten Staatseinrichtungen“.

Das Vorbild der österreichischen Kolleginnen und Kollegen hat auch die deutsche Arbeiterschaft

ermutigt.     Die Versammelten rufen die Arbeiterschaft der Kriegsgegner auf, es ihnen

gleichzutun und ebenfalls in einen Massenstreik einzutreten, „denn erst der gemeinsame,

internationale Klassenkampf schafft Arbeit und Brot“. Zur Umsetzung dieser Forderung sollte es

allerdings nicht kommen.    Dafür gelingt es den revolutionären Obleuten - zwar widerstrebend,

aber strategisch sehr geschickt, - auch die Mehrheits-SPD in den Kampf zu integrieren. Das ist

ein beachtenswerter Versuch der Wiederannäherung. 

29. Januar 1918 – Die USPD trifft sich mit den Krupp-Vertrauensleuten
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München * Im Ingolstädter Hof treffen sich Kurt Eisner, Sarah Sonja Lerch und Albert Winter sen.

mit den Vertrauensleuten der Krupp-Arbeiter in den Bayerischen Geschützwerken. Es wird eine

Empfehlung an die Arbeiter beschlossen, dass sie am Donnerstag, 31. Januar 1918 mit dem

Streik beginnen sollen.  Kurt Eisner hält sich während der Diskussion vollkommen zurück und

beantwortet lediglich Fragen, die an ihn gerichtet werden. Er sieht hier sein Ideal von der

Arbeiterschaft erfüllt:    Sie soll sich selbst führen,  soll sich von niemand vertreten lassen,  sollen

nur „Sachverständige, zu deren Charakter, Wissen, Intelligenz, Mut sie Vertrauen haben, als

Berater hinzuziehen“.    Eisner kann sich schon deshalb zurücknehmen, denn - so schreibt er

später - „es bedurfte auch gar nicht mehr meiner Einwirkung“. 

31. Januar 1918 – Die Betriebsversammlung der Bayerischen Motorenwerke

München-Ludwigsvorstadt * Im Festsaal der Mathäserbrauerei finden kurz hintereinander die

Betriebsversammlungen der Bayerischen Motorenwerke und der Bayerischen

Flugzeugwerke statt. Am frühen Nachmittag versammelt sich die Arbeiterschaft des im Jahr 1917

von Rapp-Motorenwerke in Bayerische Motorenwerke - BMW umbenannten Betriebs. Anders als

in den Krupp-Werken sind die BMW-Arbeitsausschüsse fest in der Hand der Gewerkschaften und

der MSPD.    Auch Kurt Eisner ergreift das Wort und erkennt, dass die Mehrheit der Anwesenden

den Streik will. Nach seinen Ausführungen stimmen die Teilnehmer für die

Arbeitskampfmaßnahme.  Ob es bei den Bayerischen Motorenwerken - BMW tatsächlich zum

Streik kommen wird, ist fraglich, denn die Versammlung war gegen den Willen der

Betriebsvertrauensleute einberufen worden. Und schon deshalb könnten diese dem

Streikbeschluss die Anerkennung versagen. 

31. Januar 1918 – Die Münchner Krupp-Belegschaft tritt in den Streik ein

München * Die Münchner Kruppianer der Bayerischen Geschützwerke treten an diesem

Donnerstag in den Streik ein. Am frühen Morgen marschieren sie - vorbei an verschiedenen

Großbetrieben im Norden Münchens, die sie zum Anschließen auffordern - zum Schwabinger

Bräu, wo Kurt Eisner zu ihnen spricht.  Die Krupp-Arbeiterschaft nimmt eine von Kurt Eisner

verfasste Resolution einstimmig an. Darin erklären sich „die streikenden Arbeiter Münchens mit

den Arbeitern der feindlichen Nationen einig in dem feierlichen Entschlusse, den Krieg des

Wahnsinns und der Wahnsinnigen sofort ein Ende zu setzen“. 

1. Februar 1918 – Die Streikbewegung geht weiter
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München-Ludwigsvorstadt * Die streikende BMW-Arbeiterschaft&nbsp;hält ihre Versammlung im

Mathäserbräu&nbsp;ab. Um die Mittagszeit marschiert sie zu den&nbsp;Präzisionswerken

Deckel.&nbsp;

2. Februar 1918 – Eisner wird als geistiger Leiter der Aufstandsbewegung benannt

München * Von den Behörden wird Kurt Eisner für München als „geistiger Leiter und Organisator

der Aufstandsbewegung“ bezeichnet, dessen Einfluss auf die Arbeiterinnen und Arbeiter

ausschließlich seiner „leidenschaftlichen Redegewandtheit“ zugeschrieben wird.    Dabei

ignorieren sie, dass das unbestrittene rhetorische Talent Eisners seine Wirkung nur deshalb

entfalten kann, weil die Stimmungslage in der Arbeiterschaft in den verzweifelt schlechten

Lebensbedingungen begründet liegt.&nbsp;

16. Februar 1918 – Freundlich empfangen - nichts erreicht

München-Kreuzviertel * Die am 8. Februar gewählte Kommission wird von Ministerpräsident Otto

von Dandl, Innenminister Dr. Friedrich von Brettreich und Kriegsminister Philipp von Hellingrath

empfangen. Der Sprecher der Kommission, der MSPD-Landtagsabgeordnete Erhard Auer, trägt

die Wünsche der Arbeiterausschüsse vor. Die Forderung nach Freilassung der verhafteten

Streikführer ist auf der Liste nicht mehr enthalten.    Die Minister beziehen freundlich zu den

Forderungen und Anregungen Stellung, Zugeständnisse machen sie jedoch keine.&nbsp;Der

Empfang der Kommission wirkt sich dennoch beruhigend auf die Arbeiterschaft aus.&nbsp;

22. Februar 1918 – Das Kriegsministerium kategorisiert die Streikleitungen

München * Das bayerische Kriegsministerium unterscheidet in seiner Analyse die Streikleitungen

in       „Führer, die den unabhängigen Sozialdemokraten angehörend, in unmittelbarer Verbindung

mit Norddeutschland, vielleicht auch mit dem Ausland stehen und revolutionäre Umtriebe ins

Land hereinbringen.   „Den einheimischen Führern der gemäßigten Sozialdemokratie. […] Sie

haben die Bewegung bisher vielfach in besonnene Bahnen gelenkt, vertreten aber natürlich aus

parteitaktischen Gründen den Demonstrationsstreik als ein zuverlässiges politisches Mittel.    

„Der Masse der beteiligten Arbeiterschaft, die unter den gegenwärtigen Zeitverhältnissen jeder

verhetzenden Einwirkung besonders zugänglich ist.“      Und weiter schlägt das Kriegsministerium

vor:   „Führer der unter 1) bezeichneten Art sind, wenn irgend möglich, aus ihrer Umgebung zu

entfernen und zwar solche, die sich eines Vergehens oder Verbrechens schuldig oder dringend
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verdächtig gemacht haben durch polizeiliche vorläufige Festnahme und Erwirkung eines

richterlichen Haftbefehls – Wehrpflichtige durch Einberufung, Versetzung, Abstellung ins Feld -,

Nichtbayern durch Aufenthaltsverbot auf Grund Art. 42 des Kriegszustandsgesetzes.“ 

7. März 1918 – Freier Arbeiterausschuss für einen guten Frieden

München * Der in der Reichsbahnhauptwerkstätte München als Werkzeugschlosser beschäftigte

Anton Drexler ruft den Freien Arbeiterausschuss für einen guten Frieden ins Leben. Die

Gründung erfolgte in Anlehnung an eine fast gleichnamige und gleiche Ziele verfolgende

Organisation in Bremen. Aus dem Freien Arbeiterausschuss für einen guten Frieden wird später

die Deutsche Arbeiterpartei - DAP hervorgehen. .    Es ist eine antisemitische und

antimarxistische Gruppierung, die nie mehr als vierzig Mitglieder zählt und der es um eine

Versöhnung der Arbeiterschaft mit der nationalen Rechten geht. Die bürgerlichen Parteien haben

in ihren Augen versagt und der Marxismus erscheint ihnen für ihre nationalistischen Ziele

ungeeignet. 

14. März 1918 – Kurt Eisner analysiert den Januarstreik

München-Au * Kurt Eisner erklärt bei einer Angeschuldigten-Vernehmung im Gerichtsgefängnis

Neudeck die durch seine Verhaftung erfolgte Wendung in den Januarstreiks:    „Ich bin […] der

Überzeugung, dass in zwei weiteren Tagen die gesamte Münchner Arbeiterschaft gestreikt haben

würde, wenn wir freie Betätigung gehabt hätten und wenn uns nicht im eigenen sozialistischen

Lager in der Mehrheitspartei ein Gegner in den Rücken gefallen wäre.   Wenn die Bewegung

noch kurze Zeit gedauert hätte, wären die Mehrheitsführer, die ohnehin in jeder öffentlichen

Versammlung, in der ich und meine Gesinnungsgenossen sprachen, eine glatte Niederlage

erlitten, sicher völlig aus dem Feld geschlagen worden.“ 

14. Juni 1918 – Nicht den Eindruck der Zusammenarbeit erwecken

München - Nürnberg * Der SPD-Abgeordnete Erhard Auer macht sein Eingreifen bei drohenden

Streiks in Nürnberg davon abhängig, dass ihn dabei keine amtliche Stelle bei seinen

Bemühungen unterstützt. Denn „es würde unter der Arbeiterschaft sofort die Meinung Platz

greifen, dass es sich um eine zwischen ihm und der Regierung abgekartete Sache handle“. 
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21. August 1918 – Die Ängste der Gewerkschaftsführer

München - Nürnberg - Fürth * Innenminister Dr. Friedrich Ritter von Brettreich berichtet  seinen

Ministerkollegen in einem Geheimschreiben über ein Gespräch mit sozialdemokratischen

Arbeiterführern aus Nürnberg-Fürth. Diese sagten ihm, dass sie die Zuversicht nicht mehr teilen,

„dass wir den Krieg wirtschaftlich durchhalten könnten“. Die Entbehrungen der Bevölkerung

haben einen Grad erreicht, dass mit dem baldigen Zusammenbruch gerechnet werden muss.   

Das Vertrauen der Arbeiterschaft gegenüber den Gewerkschaften geht verloren, wenn sie weiter

zu einer Regierung halten, „die ihre Versprechungen auf Besserung der Lage nicht einlösen

vermocht und statt dessen immer nur neue Opfer und Entbehrungen verlangt und dadurch das

Vertrauen des Volkes verloren habe. Sie würden für diese Enttäuschung mitverantwortlich

gemacht, weil sie durch ihre Mitarbeit keine Besserung erreicht hätten, und sie stünden daher vor

der Gefahr, ihren Einfluss auf die Arbeiterschaft zu verlieren“. 

2. September 1918 – Der „Sedantag“ wird zum letzten Mal gefeiert

Deutsches Reich * Der „Sedantag“ wird zum letzten Mal gefeiert, da er am 27. August 1919

abgeschafft wird. Der nationalistisch aufgeladene Gedenkrag war nie oder nur kaum ein Festtag

der Arbeiterschaft. 

12. September 1918 – Der Interfraktionelle Ausschuss will eine Regierungsneubildung

Berlin * Der Interfraktionelle Ausschuss, das gemeinsame Gremium von MSPD,

Zentrum und Linksliberalen, loten erstmals seit den Januarstreiks aus, welche Gemeinsamkeiten

ihnen geblieben sind. In der Sitzung suchen die Mehrheitsparteien gemeinsam nach einem

Ausweg, zu dem auf jeden Fall eine Regierungsneubildung gehören muss.     Man ist sich einig

über die Unglaubwürdigkeit unserer Regierung im Ausland. Mit dem Kaiser, der Obersten

Heeresleitung und der Regierung Hertling wird es keinen Verständigungsfrieden geben können.

Es wird deutlich, was die  Spitze der Mehrheitssozialdemokratie will: keine Revolution, keinen

Bürgerkrieg, dafür eine rasche Demokratisierung einschließlich einer gleichberechtigten

Arbeiterschaft. 

9. Oktober 1918 – Eine revolutionäre USPD-Versammlung

München-Isarvorstadt * Die USPD-Mitgliederversammlung wird im Restaurant Müllerbad in der
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Hans-Sachs-Straße von über 200 Personen besucht. Die Polizei berichtet darüber: „Die

Stimmung der Versammlung muss als durchaus revolutionär bezeichnet werden und erinnerte im

allgemeinen an die Zeit kurz vor Ausbruch des letzten Massenstreiks.“     Die im Reich inzwischen

eingeleitete formale Parlamentarisierung beeindruckt bei den Unabhängigen niemanden mehr.

Alfred Gärtner stellte fest: „Unsere ehemaligen Führer Scheidemann und Genossen sind in die

bankerotte Firma eingetreten. […]     Es wird eine Zeit kommen, und die ist nicht mehr ferne, wo

Männer wie Scheidemann ganz von der Bildfläche verschwinden müssen. Sie werden dann dort

Unterschlupf finden, wohin sie gehören, nämlich in der bürgerlichen Partei, der sie die ganze

Arbeiterschaft ausgeliefert haben. […]     Aber es wird nicht mehr lange dauern und die Kerker

werden sich öffnen und alle unsere lieben Kämpfer werden wir dann in unseren Reihen

begrüssen können.“ 

12. Oktober 1918 – Erhard Auer zum SPD-Landesvorsitzenden gewählt

München-Au * Der Landesparteitag der MSPD beginnt im Franziskaner-Keller an der Hochstraße.

Er dauert bis zum 13. Oktober. Der Parteitag wählt Erhard Auer als Nachfolger für Georg von

Vollmar zum Landesvorsitzenden. Auer interprediert die innenpolitischen Vorgänge der

vorangegangenen Tage, die Bildung einer Reichsregierung unter Beteiligung der MSPD, wie

folgt:    „Wir erleben die größte Revolution, die es je gegeben hat. Nur die Form ist heute eine

andere, deswegen eine andere, weil durch die Disziplinierung der Arbeiterschaft – und das ist das

Verdienst der Arbeiterbewegung – andere Formen möglich sind, weil es möglich ist, auf legalem

Wege zu erreichen, wofür wir seit Jahrhunderten stritten.“ 

4. November 1918 – Die USPD will die Herbeiführung des sofortigen Friedens

Berlin * Die deutsche USPD fordert in einem Aufruf „An das deutsche Volk“ die „Herbeiführung

des sofortigen Friedens“. Die Arbeiterschaft und das ganze werktätige Volk soll sich zum

Eingreifen bereit halten.

6. November 1918 – Ein Aufruf zur Friedenskundgebung am 7. November 1918

München * Die sozialdemokratische Münchener Post veröffentlicht auf der Titelseite im Auftrag

der Leitung der sozialdemokratischen Partei Münchens einen Aufruf „An die Bevölkerung

Münchens!“. Darin heißt es:       „Die sozialdemokratische Partei ruft die Bevölkerung Münchens

mit Ausnahme der beim Transport und Verkehr beschäftigten Personen auf, am
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Donnerstagnachmittags 3 Uhr auf der Theresienwiese zu erscheinen.    Es gilt, im Geiste der

Freiheit und Verantwortung Stellung zu nehmen zu den großen Tagesfragen, die in der letzten

Vertrauensmännerversammlung der gesamten Münchener Arbeiterschaft erörtert worden sind.   

Die Vertrauensleute der Partei und Gewerkschaften werden aufgefordert, dabei mitzuwirken, daß

die Demonstration einen der organisierten Arbeiterschaft würdigen Verlauf nimmt“. 

6. November 1918 – Radikale und unbelehrbare Angestellte

München * Das Kriegsministerium berichtet über Berichte von Vertrauensleuten, wonach sich „die

Arbeiter weit ruhiger als die Angestellten“ verhalten. Die Angestellten sind „weit radikaler und

unbelehrbarer, ja fast ausnahmslos Anhänger der USPD“.     Tatsächlich zeigen die wenigen

Teilnehmerlisten von USPD-Versammlungen ein eindeutiges Übergewicht von Angestellten und

Handwerkern gegenüber der Arbeiterschaft. „Die USPD ist eine Partei von Angehörigen des

Mittelstands, die die revolutionäre Potenz der Arbeiterschaft für ihre Revolution verwenden“ will. 

6. November 1918 – Das Militär ist von der neuen Regierung völlig unbeeindruckt

Berlin * Da sich das Militär völlig unbeeindruckt von der neuen Regierung zeigt und die deutschen

Wehrbehörden auch weiterhin junge Männer zum Wehrdienst einziehen, als sei nichts

geschehen, protestieren die Unabhängigen Sozialdemokraten gegen die Fortsetzung des Krieges

und rufen die Arbeiterschaft auf, sich bereitzuhalten.    Denn „die Geschicke des deutschen

Volkes werden durch dunkle Mächte gelenkt, die bereit sind, das Verderben des Volkes zu

vollenden“. Sie zählen zu den „Mächten der Finsternis“ offenbar auch die „Regierungssozialisten“

mit ihren Aufrufen, die Ruhe zu bewahren: „Jede selbstständige freie Betätigung der Massen soll

unterdrückt werden.“ 

7. November 1918 – Das Teilnahmeverbot der Soldaten wird zurückgenommen

München-Theresienwiese * Die Unabhängige Sozialdemokratische Partei - USPD hat zu einer

Kundgebung auf die Theresienwiese eingeladen. Um die Kontrolle über die Münchner

Arbeiterschaft nicht ganz zu verlieren, haben sich die Gewerkschaften und die MSPD dieser

Einladung angeschlossen.   Soldaten ist zunächst die Teilnahme an der Versammlung von der

Stadtkommandatur verboten worden. Zwei MSPD-Abgeordnete, darunter Erhard Auer,

veranlassen, dass die Anordnung durch Kriegsminister Philipp von Hellingrath aufgehoben wird.

Soldaten, die keinen Dienst haben, wird erlaubt, die Kaserne zu verlassen. Ein Teil der Soldaten
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wird als Bereitschaft zurück behalten. 

8. November 1918 – Ein MSPD-Aufruf an die organisierte Arbeiterschaft Münchens

München * Die Münchener Post spricht in einem Aufruf an die organisierte Arbeiterschaft

Münchens die MSPD von der Schuld am Umsturz frei, bittet und wirbt aber gleichzeitig um „treue

Mitarbeit“, vor allem damit die Ernährung der Schwachen gesichert und so gezeigt wird, „dass die

herauf kommende neue Zeit die wahre Wohlfahrt und den Frieden der Menschheit bedeutet. An

die Arbeit, Genossen! An den Aufbau!“ 

10. November 1918 – Schadet die MSPD der Revolution ?

Berlin * Die Revolutionären Obleute versuchen auf Versammlungen die Arbeiterschaft davon zu

überzeugen, dass eine gemeinsame Regierung der USPD mit der MSPD-Spitze der Revolution

schaden würde.    Doch die Arbeiter wollen ein Zusammengehen der beiden Parteien. Die neue

Regierung soll paritätisch aus MSPD- und USPD-Mitgliedern zusammengesetzt sein. 

15. November 1918 – Abkommen zwischen Gewerkschaft und Unternehmerverband

Berlin * Die Gewerkschaften sehen die Chance, endlich als Interessenvertretung der

Arbeiterschaft in wirtschaftlichen Fragen anerkannt zu werden. In Zukunft sollen die

Arbeitsbedingungen durch Tarifverträge geregelt werden, die zwischen den

Unternehmerverbänden und den Gewerkschaften abgeschlossen werden.    Die beiden

Verhandlungsführer Hugo Stinnes, mächtiger Schwerindustrieller sowie Verhandlungsführer der

Unternehmerseite, und Carl Legien, der Vorsitzende der Generalkommission der Freien

Gewerkschaften, unterzeichnen ein weitreichendes, die genannten Punkte beinhaltendes

Abkommen. 

9. Dezember 1918 – Die Delegierten der Arbeiterräte Bayerns treffen sich erstmalig

München-Kreuzviertel * Die Delegierten der Arbeiterräte Bayerns treffen sich am 9. und 10.

Dezember 1918 erstmalig zu einer zweitägigen Tagung im Gebäude des Bayerischen Landtags.

Sie beratschlagen über       ihre Position zur politischen und wirtschaftlichen Lage Bayerns,     die

Aufgaben der Arbeiterräte-Organisation und   wählen die 50 Vertreter der Arbeiterschaft zum
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provisorischen Nationalrat. 

14. Januar 1919 – Der neue Tagungsort der Reichsregierung ist Weimar

Berlin - Weimar * Um dem Druck der starken linksgerichteten Arbeiterschaft auszuweichen,

drängt Friedrich Ebert bereits im Dezember 1918 auf die Verlagerung der Regierung aus der

Reichshauptstadt. Untersucht werden die vier Standorte Bayreuth, Nürnberg, Jena und Weimar.

An diesem 14. Januar wird das Deutsche Nationaltheater in Weimar als künftiger Tagungsort

bestimmt. 

22. Februar 1919 – Gespräche zur Überwindung der Spaltung der Linken

München * Ernst Niekisch strebt die Wiederannäherung von USPD und SPD an, weshalb drei

Mitglieder des Zentralrats - Niekisch, Sauber und Gandorfer - versuchen, durch Gespräche mit

Delegierten der Münchner Ortsgruppen von SPD, USPD und Freien Gewerkschaften die

Spaltung der Linken zu überwinden und eine sozialistische Einheitsfront zu begründen.    Die

sechs Verhandlungsführer bezeichnen sich als „Kommission zur Wiederherstellung der Einheit

der sozialdemokratischen Parteien“. Sie erarbeiteten eine Vereinbarung als Grundlage für

Verhandlungen unter den von ihnen vertretenen Interessengruppen.       In der Präambel wird

jeder politische Mord verurteilt, „gleich, von welcher Seite er verübt wird“,   und ein Programm

sozialistischer Einheit aufgestellt, das die Sicherung der Erfolge der Revolution gewährleisten und

einen Bruder- und Bürgerkrieg vermeiden soll.   Artikel 1 sieht vor, dass die Arbeiter-, Bauern-

und Soldatenräte in der Bayerischen Verfassung anerkannt und verankert werden. Rätemitglieder

sollen in Ausübung ihres Amtes Immunität genießen. Außerdem sollen sie den Ministerien

beratend zur Seite stehen.   Nach Artikel 2 sollen die im Amt verbliebenen Minister ihre Stellung

behalten und mit anderen Parteigenossen ein sozialistisches Ministerium bilden, dem ein Mitglied

es Bayerischen Bauernbundes als Landwirtschaftsminister beitreten soll.   Artikel 3 lautet: „Der

am 12. Januar rechtmäßig gewählte Landtag wird, sowie es die Verhältnisse gestatten, wieder

einberufen werden.“   Gemäß Artikel 4 soll das stehende Heer sofort aufgelöst und durch eine

republikanische Schutzwehr, die aus Mitgliedern der Freien Gewerkschaften, des Bauernbundes

und der organisierten Landarbeiterschaft besteht, ersetzt werden.   Nach Artikel 5 wird die

Freiheit der Presse grundsätzlich wiederhergestellt, doch werden gleichzeitig - „bis zur Rückkehr

geordneter Verhältnisse“ - erhebliche Einschränkungen der Pressefreiheit gefordert.      Wie

vorauszusehen war, geben die SPD-Führung und die Freien Gewerkschaften der Vereinbarung

unverzüglich ihre Zustimmung.    Anders die Münchner Räte. Sie zeigten sich über die hinter

ihrem Rücken stattfindenden Gespräche empört. Eine zur Beratung des Programms einberufene
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Versammlung löste sich wegen des dritten Artikels in einem Tumult auf. Die Münchner Räte

drohen unverhohlen, dass sie einem Zentralrat, der bereit ist, den Landtag anzuerkennen, die

Bestätigung verweigern will.    Damit besteht die geforderte und so hoch gelobte Einheitsfront nur

noch auf dem Papier. Ernst Niekisch ist jetzt zwar quasi Regierungschef in Bayern. Doch den im

Umbruch befindlichen Staat zu lenken, ist alles andere als einfach. Als zentrale Frage bleibt:

Welches Regierungssystem - Parlamentarismus oder Räterepublik - soll künftig in Bayern

herrschen? 

28. Februar 1919 – Der Zentralrat äußert sich zum Eisner-Attentat

München - Freistaat Bayern * In den Münchner Neuesten Nachrichten erscheint eine

Proklamation, in der der Zentralrat über die Vorkommnisse nach dem Attentat schreibt:  „Der

Schuss, der Kurt Eisner tötete und mit ihm die Revolution vernichten sollte, [musste] das Signal

zur Sicherung und Fortführung von Eisners Werk sein. Die Arbeiterschaft aller Richtungen war

geschlossen, die gesamte Garnison Münchens stellte sich ihr zur Seite“.Doch das ist reines

Wunschdenken. 

1. März 1919 – Die Münchner Garnison stellte sich hinter den Stadtkommandanten Dürr

München * Sämtliche Münchner Truppenteile sprechen in einer Entschließung dem

Stadtkommandanten Oskar Dürr, dem die  Abteilung der Republikanischen

Schutztruppe untersteht, die auf der Theresienwiese das Blutbad mit drei Toten hinterlassen hat,

das Vertrauen aus. Sie fordern       die sofortige Einsetzung eines rein sozialistischen

Ministeriums unter Ausschaltung der Kommunisten und Spartakisten,     die Bewaffnung der

Arbeiterschaft und     eine Vernünftige Pressezensur, die jede Partei zu Wort kommen lässt. 

18. März 1919 – Die neue bayerische Regierung wird bekannt gegeben

München-Kreuzviertel * Die neue bayerische Regierung wird bekannt gegeben:      

Ministerpräsident Johannes Hoffmann [SPD] übernimmt das Ministerium des

Äußeren&nbsp;sowie das Ministerium für Unterricht und Kultus,   Fritz Endres [SPD] wird

Justizminister,   Martin Segitz [SPD] übernimmt das Ministerium des Inneren,   Staatsrat von

Merkel übernimmt in Vertretung das Finanzministerium,   Heinrich Ritter von Frauendorfer

[Parteilos] leitet das Verkehrsministerium,   Hans Unterleitner [USPD] steht an der Spitze des

Ministeriums für Soziale Fürsorge,   Josef Simon [USPD] übernimmt das Ministerium für Handel
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und Gewerbe,   Martin Steiner [Bayerischer Bauernbund] führt das

Landwirtschaftsministerium&nbsp;und   Ernst Schneppenhorst [SPD]&nbsp;wird Minister für

militärische Angelegenheiten.      Dem neuen Ministerrat werden besondere Vollmachten

übertragen. Nach der Regierungserklärung des neu gewählten Ministerpräsidenten vertagt sich

der Landtag wieder.&nbsp;    Ministerpräsident Johannes Hoffmann stellt in seiner

Regierungserklärung fest, dass für ihn nur ein uneingeschränkter Parlamentarismus als

Regierungsform in Frage kommt. Die Soldatenräte werden bald verschwinden, die Arbeiterräte zu

Arbeiterkammern umgewandelt werden. Den Räten sollen allenfalls wirtschaftliche, keinesfalls

aber politische Bedeutung zukommen. Hoffmann erteilt jeglichen bayerischen

Partikularismus-Gedanken eine klare Absage: Denn:&nbsp;Bayern steht fest zum Reich.    Die

Koalitionsregierung wird schon deshalb von Anfang an von der revolutionären Arbeiterschaft

abgelehnt und kann auch im weiteren Verlauf kein Vertrauen gewinnen, weil sie sich gegen

Zugeständnisse in der Rätefrage sperrt und von ihr auch keine ernsthafte Sozialsierungspolitik zu

erwarten ist.&nbsp;

25. März 1919 – Die Idee der Sozialistischen Räterepublik wieder populär

München * Unter der großstädtischen Arbeiterschaft wird die Idee der Sozialistischen

Räterepublik&nbsp;wieder enorm populär. Man sieht in ihr das Allheilmittel gegen die unerträglich

scheinenden wirtschaftlichen und politischen Schwierigkeiten.

6. April 1919 – Ein Aufruf „An das Volk in Baiern!“ zur Gründung der Räterepublik

München * „Der revolutionäre Zentralrat Baierns“ veröffentlicht einen Aufruf „An das Volk in

Baiern!“ zur Gründung der Räterepublik. Darin heißt es:&nbsp;       „Die Entscheidung ist gefallen.

Baiern ist Räterepublik. Das werktätige Volk ist Herr seines Geschickes. Die revolutionäre

Arbeiterschaft und Bauernschaft Baierns, darunter auch alle unsere Brüder, die Soldaten sind,

durch keine Parteigegensätze mehr getrennt, sind sich einig, dass von an jegliche Ausbeutung

und Unterdrückung ein Ende haben muss. Die Diktatur des Proletariats, die nun zur Tatsache

geworden ist, bezweckt die Verwirklichung eines wahrhaft sozialistischen Gemeinwesens, in dem

jeder arbeitende Mensch sich am öffentlichen Leben beteiligen soll, einer gerechten

sozialistisch-kommunistischen Wirtschaft.    Der Landtag, das unfruchtbare Gebilde des

überwundenen bürgerlich-kapitalistischen Zeitalters, ist aufgelöst, das von ihm eingesetzte

Ministerium zurückgetreten. Von den Räten des arbeitenden Volkes bestellte, dem Volk

verantwortliche Vertrauensmänner erhalten als Volksbeauftragte für bestimmte Arbeitsgebiete

außerordentliche Vollmachten. Ihre Gehilfen werden bewährte Männer aus allen Richtungen des

Münchner Zeitensprünge Seite 15/18



revolutionären Sozialismus und Kommunismus sein; die zahlreichen tüchtigen Kräfte des

Beamtentums, zumal der unteren und mittleren Beamten, werden zur tatkräftigen Mitarbeit im

neuen Baiern aufgefordert. Das System der Bürokratie aber wird unverzüglich ausgetilgt.    Die

Presse wird sozialisiert.    Zum Schutz der baierische Räterepublik gegen reaktionäre Versuche

von außen und von innen wird sofort eine rote Armee gebildet. Ein Revolutionsgericht wird jeden

Anschlag gegen die Räterepublik sofort rücksichtslos ahnden. &nbsp;Die Baierische Räterepublik

folgt dem Beispiel der russischen und ungarischen Völker. Sie nimmt sofort die brüderliche

Verbindung mit diesen Völkern auf. Dagegen lehnt sie jedes Zusammenarbeiten mit der

verächtlichen Regierung Ebert, Scheidemann, Noske, Erzberger ab, weil diese unter der Flagge

einer sozialistischen Republik das imperialistisch-kapitalistisch-militaristische Geschäft des in

Schmach zusammengebrochenen deutschen Kaiserreichs fortsetzt.    Sie ruft alle deutschen

Brudervölker auf, den gleichen Weg zu gehen. Allen Proletariern, wo immer sie für Freiheit und

Gerechtigkeit, wo immer sie für den revolutionären Sozialismus kämpfen, in Württemberg und im

Ruhrgebiet, in der ganzen Welt, entbietet die Baierische Räterepublik ihre Grüße.    Zum Zeichen

der freudigen Hoffnung auf eine glückliche Zukunft für die ganze Menschheit wird hiermit der 7.

April zum Nationalfeiertag erklärt. Zum Zeichen des beginnenden Abschied vom fragwürdigen

Zeitalter des Kapitalismus ruht am Montag, den 7. April1919, in ganz Baiern dieArbeit, soweit sie

nicht für das Leben des werktätigen Volkes notwendig ist, worüber gleichzeitig nähere

Bestimmungen ergehen.       Es lebe das freie Baiern! Es lebe die Räterepublik! Es lebe die

Weltrevolution!“&nbsp;

7. April 1919 – Die Münchner Rote Fahne bezeichnet die Räterepublik als Kompromiss

München * Die KPD-Zeitung Münchner Rote Fahne bezeichnet die Räterepublik als

Kompromiss.&nbsp;Unter dem Titel „Arbeiter! Folgt nur den Parolen der kommunistischen Partei!“

protestiert die Zeitung, dass „durch die Proklamierung einer Scheinräterepublik der Gedanke des

Rätesystems verwässert oder erwürgt wird“.    Die „Abhängigen“ und die „Unabhängigen“, SPD

und USPD, sind nicht befugt und geeignet, „an Stelle des gesamten Proletariats die Räterepublik

zu verkünden“. Sie fordert dagegen die Errichtung einer kommunistischen Räterepublik, da nur

sie „die Arbeiterschaft aus aller Not und allem Elend befreien kann“.&nbsp;

9. April 1919 – Erich Mühsam übernimmt kein Amt für die Räterepublik

München * Erich Mühsam teilt in einem öffentlichen Aufruf mit, dass er so lange kein öffentliches

Amt für die Räterepublik übernehmen wird, bis die Einigung der Arbeiterschaft, symbolisiert durch

die Mitarbeit der Kommunisten, Wirklichkeit geworden ist.&nbsp;
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13. April 1919 – Soldaten und demonstrierende Arbeiterschaft erklären sich solidarisch

München-Theresienwiese * Auf Massenversammlungen am Vormittag auf der Theresienwiese

haben sich bereits Teile des 1. und 2. Infanterie-Leibregiments mit der demonstrierenden

Arbeiterschaft solidarisch erklärt.&nbsp;

16. April 1919 – Gustav Lanauer distanziert sich von der kommunistischen Räterepublik

München * Gustav Landauer schreibt an den Aktionsausschuss: „Ich habe mich um der Sache

der Befreiung und des schönen Menschenlebens willen der Räterepublik zur Verfügung gestellt;

als der alte Zentralrat von einer Organisation ersetzt worden war, die vom Vertrauen der

Münchner Arbeiterschaft getragen zu sein schien. Sie haben meine Dienste bisher nicht in

Anspruch genommen.     Inzwischen habe ich Sie am Werke gesehen, habe Ihre Aufklärung, Ihre

Art den Kampf zu führen, kennengelernt. Ich habe gesehen, wie im Gegensatz zu dem, was Sie

,Schein-Räte-Republik‘ nennen, Ihre Wirklichkeit aussieht. Ich verstehe unter dem Kampf, der

Zustände schaffen will, die jedem Menschen gestatten, an den Gütern der Erde und der Kultur

teilzunehmen, etwas anderes als Sie.     Ich stelle also fest - was schon vorher kein Geheimnis

war - , dass die Abneigung gegen eine gemeinsame Arbeit gegenseitig ist. Der Sozialismus, der

sich verwirklicht, macht sofort alle schöpferischen Kräfte lebendig; in Ihrem Werke aber sehe ich,

dass Sie auf wirtschaftlichem und geistigem Gebiet […] sich nicht darauf verstehen.     Diese

Mitteilung bleibt von mir streng privat; es liegt mir fern, das schwere Werk der Verteidigung, das

Sie führen, im geringsten zu stören. Aber ich beklage aufs schmerzlichste, daß es nur noch zum

geringsten Teil mein Werk, ein Werk der Wärme und des Aufschwungs, der Kultur und der

Wiedergeburt, ist, das jetzt verteidigt wird.“ 

16. April 1919 – Bewaffnung und militärische Organisation der Arbeiterschaft

München * Eugen Leviné spricht vor einer Vollversammlung der Räte zur Bewaffnung und der

militärischen Organisation der Arbeiterschaft:    „Es nützt nichts, dass wir die Waffen haben und

nicht auch gleichzeitig alle anderen Sicherungen treffen, um der Situation gewachsen zu sein.

[…] Was wir jetzt durchleben ist nicht eine Periode des plötzlichen Umschwungs, sondern es

beginnt jetzt ein schwerer Kampf, und deshalb müssen wir verlangen, dass alle Mann an Bord

bleiben.“ 
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3. Mai 1919 – Die Truppen der Regierung Hoffmann kommen nicht als Feinde

München * Die SPD lässt folgende Erklärung in den Münchner Zeitungen veröffentlichen:    „Jene

wahnwitzige Politik des Terrors und der Gewalt, die München in Gegensatz stellte zum ganzen

Land, die den Bürgerkrieg in Bayern entbrennen ließ, hat das schlimme Ende gefunden, das

vorauszusehen war. [...]     Die Truppen der sozialistischen Regierung Hoffmann kommen nicht

als Feinde der Arbeiterschaft, nicht als ‚Weiße Garde‘, sondern als Schützer der öffentlichen

Ruhe und Sicherheit, ohne die ein Neuaufbau im sozialistischen Sinne nicht möglich ist. Arbeiter,

helft den Soldaten bei ihrer schweren Aufgabe!“

8. Juni 1933 – Toni Pfülf begeht in ihrer Wohnung Selbstmord

München-Maxvorstadt * Toni Pfülf begeht in ihrer Wohnung im Gartenhaus der Kaulbachstraße

12 Selbstmord. Nach den Reichstagswahlen im März 1933 wurden viele Sozialdemokratinnen

und Sozialdemokraten in Schutzhaft genommen. Auch Toni Pfülf war vorübergehend wegen

„Aufforderung der Arbeiterschaft zum Widerstand gegen das NS-Regimes“ verhaftet worden.
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